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DISCLAIMER
Wir halten uns selbstverständlich an alle 
geltenden Regelungen und rufen nicht zum 
Normenbruch auf. 

Aber kritische Fragen zu stellen ist in einer 
Demokratie ein Bürgerrecht – und für 
Fachleute eigentlich selbstverständlich.
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Art. 185 BV
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Der Grundsatz von 
„nulla poena sine lege“
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Art. 7 EMRK (SR 0.101)
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UNO Zivilpakt (SR 0.103.2)
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Kernthesen
• Die BV gibt dem Bundesrat die Kompetenz 

zum Erlass von Notrecht
• Beim Erlass von Notrecht ist der Bundesrat 

nicht frei, sondern muss sich an die 
verfassungsrechtlichen Schranken halten

• Art. 1 StGB hat Verfassungscharakter und 
stellt daher eine verfassungsrechtliche 
Schranke dar, d.h. der Bundesrat hat sich 
beim Erlass von Notrecht daran auszurichten
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Die Kernfrage:
• Unter welchen Voraussetzungen dürfen 

Grundrechte eingeschränkt und z.B. 
Strafen angeordnet werden?
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Art. 36 BV
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Das sagt der Gesetzgebungsleitfaden 2019 
des BJ dazu:

https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/staat/legistik/hauptinstrumente/gleitf-d.pdf
Mit Dank an RA Gianni Rizzello (Zürich) für den Hinweis
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Der Ausrutscher
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Die COVID-19 Verordnung 2 und 
das EpG
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Das EpG von 2012
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→ Einziger Vergehenstatbestand ist der unsorgfältige  
Umgang mit Krankheitserregern
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1. Zwischenfazit
• Das EpG erteilt dem Bundesrat analog zu Art. 185 BV die 

Kompetenz, in ausserordentlichen Lagen die „notwendigen 
Massnahmen“ anzuordnen

• Art. 82 EpG bestraft den unsorgfältigen Umgang mit 
Krankheitserregern als Vergehen

• Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG bestraft das sich Widersetzen gegen 
„Massnahmen gegenüber der Bevölkerung“ als Übertretung

• Eine weitergehende Delegation zum Erlass von Strafnormen 
(namentlich von Vergehenstatbeständen) ist im EpG nicht 
vorgesehen
→ Es gibt keinen Grund zur Annahme, der Gesetzgeber   

habe implizit Raum für zusätzliche Strafnormen lassen 
wollen
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Die Strafnormen der 
COVID-19 Verordnung 2
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NB:
• Was eine „private Veranstaltung“ ist, wurde nicht definiert 
• Art. 6 ist im Grunde eine „Massnahme“ im Sinne von Art. 83 Abs. 1 lit. j EpG
• Abs. 2 wurde mittlerweile durch die „Transitionsschritte“ mehrfach gelockert
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2. Zwischenfazit
• Art. 10f (Vergehen) hat keine 

Verfassungsgrundlage, da er dem 
Bestimmtheitsgebot von Art. 1 StGB widerspricht

• Ein Strafbefehl wegen Widerhandlung gegen Art. 
6 i.V.m. Art. 10f (Versammlungsverbot, 
Schliessungsgebot) hat keine Rechtsgrundlage

• Übertretungsbussen sind grundsätzlich zulässig, 
da bereits im EpG vorgesehen
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Zwangsmassnahmen in der StPO
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BGE 1B_519/2017: 



3. Zwischenfazit
• Eine vorläufige Festnahme dürfte nur 

unter den sehr einschränkenden 
Voraussetzungen von Art. 217 Abs. 3 
StPO zulässig sein

• Eine „Not“-Hausdurchsuchung dürfte 
kaum je verhältnismässig sein
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Die COVID-19 
Solidarbürgschaftsverordnung

30



31



32



33



Kernthesen
• Die Verordnung stützt sich auf Art. 185 BV, nicht 

auf das EpG
• Man kann zumindest die Frage stellen, ob hier 

eine „schwere Störung der öffentlichen Ordnung“ 
gegeben ist

• Immerhin wurde hier „nur“ ein zusätzlicher 
Übertretungstatbestand geschaffen, für den es 
aber keine gesetzliche Grundlage 
(Delegationsnorm) gibt

• Art. 106 Abs. 1 StGB setzt für Bussen eine 
Obergrenze von Fr. 10‘000.--, wenn kein Gesetz 
den Rahmen erhöht!
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Kernfragen aus strafrechtlicher Sicht

• Braucht es einen Vermögensschaden, damit eine strafbare 
Handlung vorliegt? Und falls nicht, worin liegt dann der 
Unrechtsgehalt?

• Ist strafbares Verhalten überhaupt möglich, wenn der Kredit 
später (innert fünf Jahren) korrekt zurückbezahlt wird? 

• Wer wäre überhaupt zum Erstatten einer Anzeige berechtigt?

– Ein Tatbestand im Sinne von Art. 9 GwG ist nicht automatisch gegeben
– Art. 47 BankG verbietet generell eine Anzeige, wenn nicht die Bank 

geschädigt ist
– für die Revisoren gilt Art. 321 StGB
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Schlussfazit
• Der Bundesrat hat keine Kompetenz zum 

Erlass von Vergehenstatbeständen im 
Rahmen der COVID-19 Verordnung 2, weil 
dafür die Verfassungsgrundlage fehlt

• Für den Erlass von Strafbestimmungen 
gestützt auf Art. 185 BV braucht es eine 
Gesetzesgrundlage, die im Falle der 
COVID-19 Solidarbürgschaftsverordnung 
fehlt
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Und die Abschlussfrage:
Was wäre, wenn sich ex post keine Evidenz 
dafür finden liesse, dass die COVID-19-
Massnahmen überhaupt den Zweck des EpG
erfüllten?
Was würde dies für die Gesetzmässigkeit der 
getroffenen Massnahmen generell und der 
angeordneten Strafen speziell bedeuten?
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„You see, that's the whole point
of being the government. If you
don't like something you simply
make up a new law that makes
it illegal.“

(The Boat that rocked / Pirate Radio, 2009)
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